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Arbeitnehmer müssen vom Aufschwung  
profitieren 
 
 
Der SPD Landtagsabgeordnete Klaus Schneck unterstüt zt den bundesweiten Aktions-
tag der Gewerkschaften "gegen Leiharbeit und prekär e Beschäftigung“ Dazu erklärte 
Schneck: „Der anhaltende wirtschaftliche Aufschwung  muss sich endlich auch beim 
Lohn der Arbeitnehmer niederschlagen. Arbeit darf k eine Ramschware werden Arbeit-
geber und Bundesregierung haben den Beitrag der Bes chäftigten zur Krisenbewälti-
gung nicht honoriert. In diesem Jahr müssen zum ein en die Löhne deutlich steigen und 
zum anderen entschlossen gegen den Missbrauch von L eiharbeit vorgegangen wer-
den.“ 
 
In Deutschland gibt es jetzt fast eine Millionen Leiharbeiter. Damit ist die Leiharbeit auf dem 
höchsten Stand der Geschichte und die in den letzten Jahren am schnellsten gewachsene 
Branche. Als Gewerkschaften wollen wir es nicht länger hinnehmen, dass über die Leiharbeit 
immer größerer Druck auf die Beschäftigten ausgeübt wird. Diese Entwicklung muss umge-
kehrt werden. Es gibt einige positive Beispiele, so werden in der Volkswagen AG eingesetzte 
Leiharbeitnehmer entsprechen der Entlohnung der Stammbelegschaft vergütet. Die bisherige 
Entwicklung in der Leiharbeit ist sehr bedenklich und hat zu vielen Ungerechtigkeiten für die 
Beschäftigten geführt. Der hohe Lohnabstand, der zwischen den Leiharbeitsbeschäftigten und 
den Stammbeschäftigten des entleihenden Betriebs bestehen ist nur der offensichtlichste. Sie 
erhalten oft bei gleichwertiger Tätigkeit 30 bis 50 Prozent weniger Entgelt als Stammbeschäf-
tigte. Auch andere Lohnbestandteile, wie Weihnachts- und Urlaubsgeld sowie Zuschläge, fal-
len für Leiharbeitsbeschäftigte vielfach niedriger aus als für die Stammbelegschaft. So ist es 
auch kein Wunder, dass immer mehr Betriebe Teile ihrer Stammbelegschaft durch 
LeiharbeierInnen ersetzen und so Lohndumping betreiben. Damit wird der eigentliche Zweck 
der Leiharbeit, Produktionsspitzen kurzfristig abzudecken, missbraucht. „Die Gewerkschaften 
fordern daher Equal Pay vom ersten Tag an. Entscheidend sei, dass die Hürde deutlich unter 
sechs Monaten liege. Denn das Gros der Beschäftigten bleibe nicht länger als ein halbes Jahr 
im Betrieb“, so Schneck. Im aktuellen Aufschwung entfielen nur 15 Prozent der neuen Stellen 
im IG  Metall-Bereich auf unbefristete Arbeitsverhältnisse. Eine Befragung von 7000 Betriebs-
räten habe ergeben, dass offene Stellen zu 43 Prozent über Leiharbeit und zu 42 Prozent 
über sachgrundlose Befristungen abgedeckt würden. Bei Hochqualifizierten verdrängten 
Werkverträge Festanstellungen. Dies zerstöre Perspektiven junger Menschen, die sich von 
Job zu Job hangeln. Arbeit ist der wertvollste Rohstoff und darf nicht zur Ramschware ver-
kommen. Es muss endlich einen Mindestlohn, eine Befristung für Leiharbeit geben und das 
Prinzip gleicher Lohn für gleiche Arbeit umgesetzt werden Die Beschäftigten der Branche zu-
künftig vor Lohndumping geschützt werden. 
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